
Sachsen-Anhalt

PERSONALRATSWAHLEN 2025

Du hast eine schöne Stimme, nutze sie!
Wir als Beschäftigte der Landespolizei 

leisten einen wesentlichen Beitrag zum 
Schutz unserer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung. Die Arbeit der Personalrä-
te als Kontrollinstrument zur Wahrung 
der Beschäftigtenrechte ist unab-
dingbar. Es macht durchaus 
einen Unterschied, welche 
Mehrheiten in den einzel-
nen Personalräten über 
die zukünftigen Belan-
ge der Kolleginnen und 
Kollegen entscheiden. Je 
mehr wir als GdP vertre-
ten sind, umso mehr fin-
den unsere Interessen Ge-
hör und es ermöglicht uns, 
für Euch da zu sein.

Voller Einsatz für alle 
Kolleginnen und Kollegen!

Wir als GdP wollen und werden in den Perso-
nalräten in der Landespolizei Sachsen-Anhalt 
Verantwortung übernehmen, wenn es u. a.

1) �… die grundsätzliche Mitbestimmung, 
welche die Eigenständigkeit und Selbst-
verantwortung der Bediensteten fördert,

2) �… die Überprüfung von Maßnahmen der 
Dienststelle,

3) �… die Einhaltung aller zugunsten von Euch 
geltenden rechtlichen Bestimmungen,

4) �… die Mitbestimmung bei Entscheidungen 
zu Schadensfällen, Arbeitszeit, Aufstiegs-
verfahren, Arbeitsschutz und

5) �… die Förderung des Miteinanders in der 
Dienststelle und die Gestaltung der Arbeits-
plätze und des Gesundheitsschutzes geht.

Am 6. und 7. Mai kannst Du Deinen GdP-
Personalrat wählen und damit die Wei-
chen für eine starke Vertretung stellen.

Mit über 5.400 Mitgliedern allein in 
Sachsen-Anhalt ist die GdP nach 

wie vor die durchsetzungs-
stärkste Interessenver-

tretung der Polizeibe-
schäftigten. Durch 
unsere Arbeit der 
letzten Jahre können 
wir auf viele Errun-
genschaften zurück-
blicken – etwa auf 
die Erarbeitung neu-

er Dienstvereinba-
rungen zur Vereinbar-

keit von Beruf, Familie 
und Pflege sowie zum Be-

schäftigtendatenschutz. Auch 
die wegweisende Rahmendienstverein-
barung zur Einrichtung von mobilen Ar-
beitsplätzen konnten wir durch konstruk-
tive Gespräche mit der Ministerin für Inne-
res und Sport des Landes Sachsen-Anhalt 
realisieren.

Mit diesen Erfolgen im Rücken sind wir 
bereit für die Zukunft. Wir glauben: In ganz 
Sachsen-Anhalt braucht es weiterhin einen 
engagierten Personalrat, der sich für die Be-
lange der Polizeibeschäftigten einsetzt. Wir 
haben uns auf die Fahne geschrieben, Eure 
Themen im Personalrat zu vertreten und da-
mit für bessere Arbeitsbedingungen einzu-
stehen.

Die Kandidatinnen und Kandidaten der 
GdP stehen unter anderem für eine ange-
messenere Entlohnung, flexiblere Arbeits-
zeitmodelle und mehr Sicherheit im Ar-
beitsalltag.

Als Gewerkschaft der Polizei (GdP) im 
Landesbezirk Sachsen-Anhalt setzen wir 
uns für die Interessen und Belange aller Po-
lizeibeschäftigten ein. Unsere Vision für die 
Zukunft der Polizei basiert auf den Werten 
Fairness, Respekt und Professionalität. Wir 
wollen nicht nur Probleme ansprechen, son-
dern wir lösen Probleme.

Unser Ziel ist es, die Arbeitsbedingun-
gen, die Besoldung und Vergütung in un-
serer Landespolizei so zu gestalten, dass 
alle Beschäftigten mit Stolz und Engage-
ment ihrem wichtigen Dienst nachkom-
men können.

Unser Wahlprogramm basiert auf den fol-
genden zentralen Punkten:

1. Stärkung der beruflichen Rahmenbe-
dingungen

• �bedarfsorientierte, moderne und zeitge-
mäße Personalausstattung

• �Betrachtung von Arbeitszeitmodellen zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie, Beruf 
und Pflege

• �Digitalisierung für effiziente Arbeitsab-
läufe

• �personalorientierte statt aufgabenorien-
tierte Personalentwicklung

2. Attraktive Besoldung und Karriereper-
spektiven

• �Anpassung der Besoldung an die gestiege-
nen Anforderungen und Lebenshaltungs-
kosten

• �sofortige Umsetzung regelmäßiger Beför-
derungsmöglichkeiten

• �Einführung von Anreizen für besondere Be-
lastungen wie Schicht- und Einsatzdienst
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3. Stärkung der Tarifbeschäftigten
• �eine faire und leistungsgerechte Bezah-

lung
• �Anpassung der Vergütung an die gestiege-

nen Anforderungen und Lebenshaltungs-
kosten

• �regelmäßige Überprüfung der Tätigkeiten 
und Eingruppierung

• �Schaffung qualifizierter Stellen für unsere 
Arbeitnehmer*innen

Unsere Tarifbeschäftigten leisten einen un-
verzichtbaren Beitrag für die Polizeiarbeit 
in Sachsen-Anhalt. Wir fordern daher eine 
bessere Anerkennung ihrer Leistungen, ein-
schließlich klarer Karrierewege und verbes-
serter Arbeitsbedingungen. Es ist an der Zeit, 
die Tarifbeschäftigten stärker in den Fokus 
zu rücken und ihre Bedeutung für die Poli-
zei hervorzuheben.

4. Personalentwicklung und Qualifizierung

• �Ausbau der Fort- und Weiterbildungsmög-
lichkeiten

• �Förderung einer praxisnahen und moder-
nen Ausbildung

• �Zukunftsorientierte Qualifizierung: Schu-
lungen zu Themen wie Digitalisierung 
im Polizeialltag oder Umgang mit neuen 
Technologien, bessere Vorbereitung auf 
neue Herausforderungen wie z. B. Cyber-
kriminalität

5. Gesundheit und Sicherheit im Fokus

• �Einführung präventiver Gesundheits-
maßnahmen, regelmäßige Gesundheits-
checks

• �Verbesserung der psychologischen Be-
treuung und Angebote zur Stressbe-
wältigung, z. B. Workshops zu Stress-
bewältigung, Resilienzförderung und 
Burn-out-Prävention speziell für Poli-
zeibeschäftigte

• �gesundheitsfördernde Maßnahmen: An-
gebote wie Sportprogramme oder Ernäh-
rungsberatung, um langfristig das Wohl-
befinden zu steigern

• �Arbeitsschutz optimieren: Einfüh-
rung moderner Sicherheitsstandards 
für den Polizeidienst sowie regelmä-
ßige Schulungen zu Gefährdungsbe-
urteilungen

• �Modernisierung und Erweiterung der 
Schutzausrüstung

6. Familienfreundlichkeit und soziale 
Gerechtigkeit

• �Förderung von Teilzeitmöglichkeiten und 
Homeoffice-Optionen

• �bessere Unterstützung für Alleinerziehen-
de und pflegende Angehörige

• �Förderung von Chancengleichheit und 
Vielfalt in der Polizei

7. Mitbestimmung als gelebte Praxis

• �Dialogplattformen schaffen: regelmäßi-
ge Foren oder Versammlungen zwischen 
Personalrat, GdP-Mitgliedern und Dienst-
stellenleitung, um Anliegen offen zu dis-
kutieren

• �Feedbackkultur etablieren: Einführung ei-
nes anonymen Feedbacksystems, das es 
Mitarbeitenden ermöglicht, ihre Meinung 
zu äußern und Verbesserungsvorschläge 
einzubringen

• �Beschäftigtenumfragen zu aktuellen The-
men durch Perso-
nalräte und Dienst-
stellen

• �Stärkung des Team-
geists: Teambil-
dungsmaßnahmen 
zur Förderung eines 
kollegialen Mitein-
anders

• �prozessbegleitende 
Mitbestimmung der 
Personalräte als we-
sentlicher Bestand-
teil der Beteiligung

8. Enges Zusammen-
wirken der GdP mit 
ihren Vertretern in 
allen Personalräten

Wenn dienstliche 
Herausforderungen 
aufgrund der perso-
nalvertretungsrecht-
lichen Regelungen 
nicht direkt im Perso-
nalrat geklärt werden 
können, stehen unsere 
GdP-Vertreter bereit, 
diese in die gewerk-
schaftlichen Gremien 
einzubringen. Durch 
eine strategische Zu-

sammenarbeit der GdP mit politischen Ent-
scheidungsträgern schaffen wir die besten 
Voraussetzungen, um nachhaltige Lösun-
gen zu finden. Vertraue auf unsere langjäh-
rige Erfahrung und unser Engagement, um 
Deine Anliegen auf allen Ebenen voranzu-
bringen und erfolgreich umzusetzen.

Weil wir die Erfahrung, die Entschlossen-
heit und die Vision haben, echte Verbesse-
rungen für alle Polizeibeschäftigten zu er-
reichen. Für eine starke, gut ausgestattete 
und wertgeschätzte Polizei!

Was uns von anderen Listen unterschei-
det? Wir reden nicht nur über Veränderun-
gen – wir setzen sie durch!

Von Salzwedel bis Zeitz, von Jessen bis 
Wernigerode: Unterstützt uns mit Eurer 
Stimme – für eine starke, zukunftsfähige 
und verlässliche Polizei in Sachsen-Anhalt!

Daher geht am 6./7. Mai zur Wahl. Danke 
für Euer Vertrauen, danke für Eure Stimme.

Der Landesvorstand

gdp.de/SachsenAnhalt

gdp_lsa

GdP.SachsenAnhalt

GdP_LSA
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Unsere Kandidaten für den PHPR
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FACHBEITRAG

Distanz-Elektroimpulsgeräte (DEIG) in 
der polizeilichen Praxis: pro und contra
Unter dem Blitzlicht der Öffentlichkeit und im Schatten kontroverser Debatten steht 
ein Gerät, das die Polizeiarbeit revolutionieren könnte: das Distanz-Elektroimpulsgerät, 
besser bekannt als Taser. Stellt Euch vor, ein Werkzeug in der Hand zu halten, das mit 
einem Knopfdruck eine gefährliche Situation entschärfen kann – ohne den Abzug 
einer Schusswaffe zu betätigen. Doch wie so oft im Spannungsfeld zwischen Sicher
heit und Freiheit ist die Realität komplexer, als sie auf den ersten Blick erscheint.

In einer Zeit, in der Polizeigewalt und Bür-
gerschutz heiß diskutierte Themen sind, 

verspricht das DEIG eine Lösung. Aber zu 
welchem Preis? Diese Frage spaltet nicht 
nur die Öffentlichkeit, sondern stellt auch 
Gesetzgeber und Sicherheitsbehörden vor 
ein Dilemma.

In den folgenden Ausführungen werden 
die Tiefen dieses brisanten Themas ausge-
lotet. Unser Ziel ist es, die Vor- und Nachtei-
le abzuwägen und ein umfassendes Bild zu 
zeichnen, das es ermöglicht, sich eine fun-
dierte Meinung zu bilden.

Lasst uns gemeinsam erkunden, ob das 
DEIG tatsächlich das Potenzial hat, die Lü-
cke zwischen Deeskalation und letaler Ge-
walt zu schließen, oder ob es möglicherweise 
neue Probleme schafft, die wir noch nicht 
vollständig erfasst haben.

Pro DEIG

Effektive Einsatzoption
Distanz-Elektroimpulsgeräte (DEIG) stellen 
für Polizeikräfte eine zusätzliche Einsatz-
option dar, die die Lücke zwischen Pfeffer-
spray/Schlagstock und Schusswaffe schlie-
ßen kann. In statischen Situationen, in de-
nen eine Person beispielsweise mit einem 
Messer droht, kann das DEIG aus sicherer 
Entfernung eingesetzt werden und die Per-
son kurzzeitig handlungsunfähig machen. 
Dies ermöglicht einen Zugriff, ohne dass Po-
lizisten sich in unmittelbare Gefahr begeben 
müssen.

Deeskalations- 
potenzial
Ein wesentlicher Vor-
teil des DEIG liegt in 
seinem präventiven 
Charakter und der 
deeskalierenden Wir-
kung. Erfahrungen 
aus Rheinland-Pfalz 
zeigen, dass in 70 % 
der Einsatzlagen be-
reits die Androhung 
des DEIG zur Lage-
bewältigung führte. 
Auch in Nordrhein-
Westfalen reichte in 
über 80 % der Fälle 
die Androhung oder 
Demonstration des Lichtbogens aus, um die 
Situation zu entschärfen. Dies kann dazu bei-
tragen, gefährliche Situationen ohne Gewalt-
anwendung zu lösen.

Reduzierung schwerer Verletzungen
Im Vergleich zum Schusswaffengebrauch 
birgt der Einsatz von DEIG ein geringeres Ri-
siko schwerer oder tödlicher Verletzungen. 
Während Schusswaffen in der Regel erhebli-
che Verletzungen verursachen, führten DEIG 
in 99,75 % von über 1.200 Anwendungen zu 
keinen schweren Verletzungen. Dies kann so-
wohl für die betroffenen Personen als auch für 
die Polizeibeamten eine Entlastung darstellen.

Auch im Vergleich zum Einsatz von Schlag-
stöcken weist der Einsatz von DEIG ein gerin-
geres Verletzungsrisiko auf. Schlagstöcke kön-

nen zu schwerwiegenden Verletzungen wie 
Knochen- und Gelenkbrüchen führen.

Wirksamkeit bei bestimmten 
Personengruppen
DEIG können auch bei Personen wirksam 
sein, bei denen andere Einsatzmittel wie 
Pfefferspray möglicherweise keine ausrei-
chende Wirkung zeigen. Dies betrifft ins-
besondere Personen unter Alkohol-, Dro-
gen- oder Medikamenteneinfluss, deren 
Schmerzempfinden herabgesetzt sein kann. 
In solchen Fällen kann das DEIG eine effek-
tive Alternative darstellen.

Rechtliche Einordnung
In vielen Bundesländern wurden DEIG in-
zwischen als Einsatzmittel in den Polizei-

iEine Elektroschockpistole, Distanz-Elektroimpulswaffe oder ein Distanz-Elektroimpulsgerät (DEIG) (in der 
Schweiz auch Destabilisierungsgerät [DSG] genannt) ist eine in der Regel nicht tödliche Elektroimpulswaffe 
ähnlich einer Pistole, die zwei nadelförmige Projektile, die meist über isolierte Drähte mit der Waffe verbunden 
sind, in den Körper einer Zielperson schießt und damit anschließend eine Folge elektrischer Impulse überträgt, 
wodurch die getroffene Person für die Dauer des Stromflusses stark bis vollständig immobilisiert ist.
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Die Polizei Berlin beschaffte 250 Geräte im Herbst 2023. Die Geräte übertragen 50.000 
Volt und machen eine Person bewegungs- und handlungsunfähig.
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gesetzen verankert. Dies schafft Rechtssi-
cherheit für den Einsatz und regelt die Vor-
aussetzungen. Die Einordnung als Waffe in 
einigen Ländern stellt sicher, dass strenge 
Vorschriften für den Gebrauch gelten.

Contra DEIG

Gesundheitliche Risiken
Der Einsatz von DEIG ist nicht ohne Risiken 
für die Gesundheit der betroffenen Perso-
nen. Es können oberflächliche Verletzungen 
durch die Elektroden sowie Sturzverletzun-
gen auftreten. In seltenen Fällen sind auch 
schwerwiegendere Folgen möglich, insbe-
sondere bei Risikogruppen wie Personen 
mit Herzerkrankungen, unter Drogenein-
fluss, Schwangeren oder älteren Menschen. 
Todesfälle im Zusammenhang mit DEIG-Ein-
sätzen sind zwar selten, können aber nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden.

Gefahr des Missbrauchs
Es besteht die Befürchtung, dass DEIG aufgrund 
ihrer vermeintlich geringeren Gefährlichkeit 
häufiger und in Situationen eingesetzt werden 
könnten, in denen weniger einschneidende 
Maßnahmen ausreichen würden. Dies wird als 
„function creep“ bezeichnet und könnte zu ei-
ner unverhältnismäßigen Anwendung von Ge-
walt führen. Besonders der Einsatz im Kontakt-
modus birgt die Gefahr des Missbrauchs, etwa 
gegen bereits kontrollierte Personen.

Unzureichende rechtliche Grundlagen
In einigen Bundesländern fehlt es noch an 
einer klaren gesetzlichen Grundlage für den 

Einsatz von DEIG. Dies kann zu 
rechtlichen Unsicherheiten füh-
ren und widerspricht dem Grund-
satz vom Vorbehalt des Gesetzes. 
Eine eindeutige Regelung im je-
weiligen Polizeigesetz ist notwen-
dig, um den Einsatz rechtssicher 
zu gestalten.

Mangelnde Differenzierung in 
Einsatzsituationen
Kritiker argumentieren, dass DEIG 
in bestimmten Situationen, wie bei 
Interventionen in psychiatrischen 
Einrichtungen oder gegen Perso-
nen in psychischen Ausnahmezu-
ständen, nicht geeignet sind. Der 
Einsatz könnte in solchen Fällen 

die Situation eskalieren lassen und zu unbe-
absichtigten schweren Folgen führen.

Unzureichende Langzeitstudien
Es mangelt bislang an umfassenden Lang-
zeitstudien zu den Auswirkungen von DEIG-
Einsätzen. Die meisten Untersuchungen wur-
den unter kontrollierten Bedingungen durch-
geführt und spiegeln möglicherweise nicht 
die Realität in Stresssituationen wider. Dies 
erschwert eine abschließende Bewertung der 
langfristigen gesundheitlichen Folgen.

Erfahrungen aus Deutschland 
und Europa

Positive Erfahrungen
In Rheinland-Pfalz, wo DEIG seit 2018 flächen-
deckend eingeführt wurden, zeigen sich über-
wiegend positive Erfahrungen. Der hohe Dees-
kalationseffekt und die Reduzierung von Wi-
derstandshandlungen gegen Polizeibeamte 
werden hervorgehoben. Ähnliche Erfahrungen 
werden aus Nordrhein-Westfalen berichtet, wo 
DEIG in einem Pilotprojekt getestet wurden.

Kritische Stimmen
Trotz der positiven Berichte gibt es auch kriti-
sche Stimmen. In Deutschland wurden bisher 
neun Todesfälle im Zusammenhang mit DEIG-
Einsätzen registriert. Dies führt zu Forderun-
gen nach einer restriktiveren Handhabung 
und einer Beschränkung auf Spezialeinsatz-
kräfte. Die Gewerkschaft der Polizei in Nieder-
sachsen mahnt zur Vorsicht und fordert be-
lastbare Evidenzen zu medizinischen Gefah-
ren vor einer flächendeckenden Einführung.

Europäische Perspektive
In anderen europäischen Ländern wie Groß-
britannien, Frankreich und der Schweiz 
werden DEIG bereits seit Längerem einge-
setzt. Die Erfahrungen sind gemischt, wo-
bei auch hier der deeskalierende Effekt be-
tont wird. Gleichzeitig gibt es Bedenken hin-
sichtlich der Verhältnismäßigkeit und der 
gesundheitlichen Risiken.

Erfahrungen aus den USA

In den USA sind DEIG weitverbreitet und 
werden von etwa 75 % aller Strafverfol-
gungsbehörden im Streifendienst einge-
setzt. Dies entspricht etwa 500.000 Beam-
ten, die Zugriff auf diese Geräte haben. Die 
lange Einsatzhistorie in den USA bietet um-
fangreiche Erfahrungswerte.

Der Einsatz des DEIG wird auch in der 
US-amerikanischen Öffentlichkeit kontro-
vers diskutiert. Einerseits werden sie als 
effektives Mittel zur Reduzierung von Ver-
letzungen bei Polizisten und Verdächtigen 
gesehen, andererseits gibt es Bedenken hin-
sichtlich der Häufigkeit des Einsatzes und 
möglicher Missbrauchsfälle.

Eine Recherche der Nachrichtenagentur 
Reuters zählte bis 2018 in den USA 1.081 To-
desfälle, die im Zusammenhang mit DEIG-
Einsätzen stehen. Dies hat zu zahlreichen 
Rechtsstreitigkeiten und einer kritischen öf-
fentlichen Debatte geführt. Allerdings ist zu 
beachten, dass bei vielen dieser Fälle ande-
re Faktoren wie Drogenkonsum oder Vorer-
krankungen eine Rolle spielten.

Rechtliche Aspekte

Bei der Anwendung von Distanz-Elektroim-
pulsgeräten (DEIG) durch Polizeivollzugsbe-
amte bestehen mehrere rechtliche Probleme:

In Deutschland gibt es keine einheitliche 
gesetzliche Regelung für den Einsatz von 
DEIG. Die rechtliche Einordnung variiert je 
nach Bundesland. Einige Bundesländer ha-
ben DEIG explizit als Waffe in ihren Polizei-
gesetzen verankert, andere ordnen sie als 
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt ein und 
in manchen Ländern fehlt noch eine klare 
gesetzliche Regelung. Diese unterschiedli-
che Handhabung führt zu Rechtsunsicher-
heiten und erschwert einen einheitlichen 
Einsatz.
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Mit dem Gerät verschießen Polizisten kleine Pfeile, durch die ein 
Stromimpuls fließt.

iDie Bezeichnung TASER ist ein Akronym des Begriffs „Thomas A. Swift’s Electric Rifle“ aus dem Jugendbuch 
„Tom Swift and His Electric Rifle“ von Victor Appleton (1911). Dort wird die Idee beschrieben, Menschen mit 
blauen Bällen aus Elektrizität zu betäuben. Der Erfinder Jack Cover, ein späterer NASA-Wissenschaftler, hatte 
dieses Buch als Kind gelesen. Unmittelbaren Anlass dazu gab ihm ein Zeitungsbericht über einen Unfall, bei 
dem ein Mann in eine Stromleitung gefallen und dadurch anschließend einige Zeit reglos war.
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In einigen Bundesländern, wie Berlin, 
fehlt eine ausdrückliche gesetzliche Er-
mächtigungsgrundlage für den Einsatz von 
DEIG. Dies widerspricht dem Grundsatz vom 
Vorbehalt des Gesetzes, wonach wesentli-
che Entscheidungen für die Grundrechts-
verwirklichung vom Gesetzgeber selbst ge-
troffen werden müssen.

Der Einsatz von DEIG stellt einen erheb-
lichen Eingriff in die Grundrechte dar, ins-
besondere in das Recht auf körperliche Un-
versehrtheit. Daher muss jeder Einsatz dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspre-
chen. Es bestehen Zweifel, ob die bestehenden 
Regelungen dies ausreichend gewährleisten. 
In vielen Fällen sind die Voraussetzungen für 
den Einsatz von DEIG nicht klar definiert. Es 
fehlen oft präzise Regelungen, wann und un-
ter welchen Umständen DEIG eingesetzt wer-
den dürfen. Die Einordnung von DEIG als Waf-
fe oder als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt 
ist nicht einheitlich geregelt. Dies hat Auswir-
kungen auf die rechtlichen Voraussetzungen 
für den Einsatz und die Kontrolle.

Der Einsatz von DEIG im Kontaktmo-
dus, bei dem Schmerzen zur Willensbeu-
gung eingesetzt werden, unterliegt erhebli-
chen rechtlichen Bedenken. Es mangelt oft 
an klaren gesetzlichen Vorgaben zum Nicht-
gebrauch gegenüber Risikogruppen wie äl-
teren Menschen, Schwangeren oder Perso-
nen mit Herzerkrankungen.

Bei Fehlern oder Verletzungen durch den 
Einsatz von DEIG können komplexe Haf-
tungs- und Verantwortungsfragen auftre-
ten, insbesondere wenn keine klare gesetz-
liche Grundlage besteht.

Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte fordert einen klaren rechtlichen 

und verwaltungsmäßigen Rahmen für den 
Einsatz potenziell tödlicher Maßnahmen. 
Viele deutsche Regelungen werden diesem 
Anspruch nicht gerecht.

Um diese rechtlichen Probleme zu lösen, 
wäre eine bundesweit einheitliche, klare ge-
setzliche Regelung für den Einsatz von DEIG 
notwendig, welche explizit Einsatzvorausset-
zungen, Schutzmaßnahmen für Risikogrup-
pen und Kontrollmechanismen festlegt.

Situation in Sachsen-Anhalt: 
ein Mikrokosmos der Debatte

Die Diskussion um den Einsatz von DEIG 
in Sachsen-Anhalt spiegelt die bundeswei-
te Kontroverse wider. Einerseits fordert die 
FDP-Fraktion eine flächendeckende Einfüh-
rung, währenddessen die Innenministerin 
Frau Dr. Tamara Zieschang sich zurückhal-
tend zeigt und auf alternative Deeskalati-
onsstrategien verweist. Die Gewerkschaft 
der Polizei Sachsen-Anhalt befürwortet 
grundsätzlich die Einführung, fordert aber 
klare Richtlinien. Diese divergierenden Po-
sitionen verdeutlichen die Komplexität der 
Entscheidungsfindung auf Landesebene.

Trotz der umfangreichen Diskussion bleiben 
wichtige Fragen offen:
1. �Wie lassen sich die langfristigen gesund-

heitlichen Auswirkungen von DEIG-Ein-
sätzen zuverlässig bewerten?

2. �Welche Faktoren beeinflussen die Wahr-
scheinlichkeit eines Missbrauchs von DEIG?

3. �Wie kann ein bundesweit einheitlicher 
rechtlicher Rahmen geschaffen werden, 
der sowohl die Einsatzeffektivität als auch 
den Schutz der Grundrechte gewährleistet?

Fazit

Nach Abwägung aller Argumente erscheint 
eine vorsichtige, aber nicht grundsätzlich 
ablehnende Haltung gegenüber DEIG ange-
messen. Ihre Einführung sollte an strenge 
Voraussetzungen geknüpft sein:
1. �Schaffung einer klaren, nach Möglichkeit 

bundesweit einheitlichen Rechtsgrund-
lage.

2. �Umfassende Schulung der Einsatzkräfte, 
insbesondere in Deeskalationstechniken.

3. �Strikte Einsatzrichtlinien mit besonderem 
Schutz für Risikogruppen.

4. �Kontinuierliche wissenschaftliche Beglei-
tung und Evaluierung der Einsätze.

5. �Transparente Berichterstattung über alle 
DEIG-Einsätze.

Nur wenn diese Bedingungen erfüllt sind, 
kann der potenzielle Nutzen von DEIG die 
damit verbundenen Risiken überwiegen. 
Die Entscheidung über ihren Einsatz muss 
letztlich in einem breiten gesellschaftlichen 
Diskurs unter Einbeziehung aller relevanten 
Stakeholder getroffen werden.

Eycke Körner,
Landesvorsitzender

 „  
Ich bin in der GdP, weil ich hier Expertise 
aus allen Bereichen zurate ziehen kann 
und bei jedem noch so komplexen 
Thema einen Ansprechpartner finde.

Quellen

1. �Deutscher Bundestag (2021). Sach-
stand: Einsatz von Elektroimpulsgerä-
ten (Tasern) durch Polizeibehörden in 
Deutschland. Wissenschaftliche Dienste

2. �Landespolizei Rheinland-Pfalz (2020). 
Evaluationsbericht zum landesweiten 
Einsatz von Distanz-Elektroimpulsgerä-
ten (DEIG) bei der Polizei Rheinland-Pfalz

3. �Amnesty International (2019). Polizeili-
che Gewaltanwendung in Deutschland

4. �Reuters (2019). Reuters finds 1,005 
deaths in U.S. involving Tasers, largest 
accounting to date

5. �Europäischer Gerichtshof für Men-
schenrechte (2020). Guide on Article 
2 of the European Convention on Hu-
man Rights – Right to life

6. �Sicherheits- und Ordnungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (SOG LSA)

7. �Pressemitteilungen und Berichte loka-
ler Medien in Sachsen-Anhalt zur Dis-
kussion über DEIG-Einführung
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Die Taser werden bei der Polizei Bremerhaven weiter ge-
testet.
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Der Taser im Einsatz in Hessen. Er sorgt für fünf Sekun-
den Handlungsunfähigkeit des Aggressors.

Diana, 36 Jahre
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Probleme, Geräte, Verbotszonen

Cannabis und Polizei in …
… Sachsen-Anhalt
Die Polizei in Sachsen-Anhalt passt ihre Vor-
gehensweise an die neue Gesetzeslage zur 
Cannabis-Teillegalisierung an. Das bedeu-
tet unter anderem, dass verstärkt Autofahre-
rinnen und Autofahrer auf den Einfluss von 
Cannabis zur Erhöhung der Verkehrssicher-
heit und zur Vermeidung von Unfällen kon-
trolliert werden.

Bei den Verkehrskontrollen wird beson-
ders auf die Fahrtüchtigkeit der Verkehrsteil-
nehmer geachtet, da das Fahren unter Canna-
biseinfluss weiterhin verboten ist. Der zuläs-
sige Maximalwert liegt bei 3,5 Nanogramm 
THC pro ml Blutserum; Verkehrsteilnehmer 
unter 21 Jahren und Fahranfänger dürfen kei-
nerlei THC im Blut haben. Verstöße gegen das 
Cannabisgesetz werden von der Polizei und 
den Ordnungsbehörden an das Landesver-
waltungsamt gemeldet, das vorübergehend 
für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
zuständig ist.

Die standardmäßige Überprüfung der 
Fahrtauglichkeit sowie das Erkennen und 
Melden von Zweifeln an der Eignung von 
Verkehrsteilnehmern am Straßenverkehr 
bleiben ein wichtiger Schwerpunkt der Ver-
kehrspräventionsarbeit.

Dabei werden verschiedene Geräte (u. a. 
Speichelanalysesysteme von Dräger und Se-
curetec, Oberflächentests zum Nachweis auf 
Lenkrädern und Techniken zur Feststellung 
von Drogeneinfluss im Straßenverkehr) ge-
nutzt. Blutproben gelten nach wie vor als 
zuverlässigste Methode zur endgültigen Be-
stätigung. Trotz technologischer Fortschrit-
te bleibt die Blutprobe der Benchmark für 
den gerichtsfesten Nachweis von Drogen-
konsum. Die Kombination aus Schnelltests 
und anschließender Laboruntersuchung ei-
ner Blutprobe ist eindeutig.

Der Cannabiskonsum in Fußgängerzonen 
ist zwischen 7 und 20 Uhr verboten. Es sind 
Schutzzonen von 100 Metern Abstand zum Ein-
gangsbereich von Anbauvereinigungen, Schu-
len, Kinder- und Jugendeinrichtungen, Kinder-
spielplätzen sowie in öffentlich zugänglichen 
Sportstätten einzuhalten.Martin Götze

… Thüringen
Mit der Novellierung des Cannabisgeset-
zes einhergehend sind auch nach fast ei-
nem Jahr des Inkrafttretens noch Fragen 
offengeblieben. Aktuell ergeben sich nach 
dem Willen des Gesetzgebers aufgrund der 
Freimenge für das Mitführen von bis zu 
25 Gramm Cannabis in der Öffentlichkeit 
kaum oder kein polizeilicher Handlungsbe-
darf. Dies kann die Arbeit des Einsatz- und 
Streifendienstes erleichtern. Diese Men-
gen haben keine polizeiliche Sachbearbei-
tung zur Folge und die Beamten werden da-
durch entlastet. Bei einer Feststellung von 
Cannabiskonsum liegt das Einschreiten 
der Beamten somit im pflichtgemäßen Er-
messen. Sollte bei einer Kon trol le der Ver-
dacht bestehen, dass die Freimenge über 
25 Gramm liegt, so können die Beamten 
mittels ausgegebener Feinwaagen das mit-
geführte Cannabis abwiegen und bei ei-
nem Übermaß entsprechende Verfahren 
(25 bis 30 Gramm Bußgeldverfahren/über 
30 Gramm Strafverfahren) einleiten.

Problematisch zeigt sich auch weiterhin 
die Umsetzung im Falle tatbestandsmäßi-
ger Ordnungswidrigkeiten nach dem Can-
nabisgesetz. Sollte nämlich aufgrund der 
überschrittenen Freimenge von 25 Gramm 
ein Bußgeldverfahren eingeleitet werden, 
ist aktuell nicht geregelt, in wessen Zu-
ständigkeit dieses Ordnungswidrigkeiten-
verfahren abschließend zu bearbeiten ist. 
Für die polizeiliche Arbeit und hiesige Res-
sourcen heißt dies, dass das sichergestellte 
Tatmittel zusammen mit dem eingeleiteten 
Bußgeldverfahren bis zum Inkrafttreten ei-
ner weiteren Regelung in der aufnehmen-
den Dienststelle zu belassen ist. Die per 
Gesetz definierten Verbotszonen existie-
ren bundesweit und folglich auch in Thü-
ringen. Diese Verbotszonen können über 
das dienstlich gelieferte Mobiltelefon mit 
der App „Verbotszonen“ abgerufen werden. 
Sollte dahingehend ein Bußgeldverfahren 
eingeleitet werden, ist es notwendig, sich 
davon zu überzeugen, ob der Betroffene 
sich in dieser Zone befindet. Marko Dähne

… Sachsen
Mit der Legalisierung von Cannabis für den 
Eigenbedarf entstanden Unsicherheiten 
bei den Polizeibeamten. Das Gesetz wurde 
veröffentlicht und mit diesem eine Hand-
lungsanleitung herausgegeben, die sich die 
Beamten im Selbststudium erarbeiten muss-
ten. Mittlerweile werden mehrere Lehrgänge 
zum Drogenerkenner angeboten und Multi-
plikatoren geschult. Zur Legalisierung wur-
den geeichte Feinwaagen angeschafft, de-
ren Menge aber nicht für jeden Funkwagen 
ausreicht. Mit der Änderung des StVG wurde 
der THC-Gehalt im Blut auf 3,5 ng/l erhöht. 
Dieser kann durch die Beamten nur mit ei-
ner kostenintensiven und zeitaufwendigen 
Blutuntersuchung überprüft werden. Den 
Beamten stehen drei verschiedene Drug-
wipe-Tests der Firma Securetec zur Verfü-
gung (Speichel-/Oberflächen-/Kombinations-
test). Die Tests sind handlich und anwender-
freundlich, aber das Testverfahren ist nicht 
immer sicher, denn auch bei eindeutig posi-
tiven Testergebnissen verlief die Blutunter-
suchung manchmal negativ. Dann besteht 
die Möglichkeit, den Test im Zuge der Qua-
litätssicherung beim Hersteller einzuschi-
cken und untersuchen zu lassen. Des Weite-
ren sind vereinzelte mobile Geräte der Firma 
Dräger Drugtest 5000, sog. „Drug analyzer“, 
im Einsatz. Dabei erfolgt die Überprüfung 
durch die Entnahme einer Speichelprobe. 
Durch ihre Größe sind die Geräte im Rah-
men der Streifenfahrt eher ungeeignet. Alle 
zur Verfügung stehenden Geräte/Tests kön-
nen keinen Wert detektieren oder ein posi-
tives Ergebnis nach Erreichen der gesetzli-
chen Grenze anzeigen. Obwohl eine extre-
me Zunahme der Fahrten unter Einwirkung 
von Cannabisprodukten nicht zu verzeich-
nen ist, hat sich die Arbeit durch die Legali-
sierung nicht vereinfacht.

Gerade in der Innenstadt von Dresden 
gibt es viele Verbotszonen. Es wurden nur 
wenige Verstöße festgestellt. Den Beam-
ten steht kein geeignetes Material zur Ver-
fügung, welches ein Erkennen der Verbots-
zonen ermöglicht. Yvonne George
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LANDESBEZIRKSFACHBEREICH (LBFB) DIGITALISIERUNG

Themenfindung für die digitale Zukunft
Am 5. März 2025 fand die 
konstituierende Sitzung 
des LBFB Digitalisierung 
im Landesbezirk Sachsen-
Anhalt statt. 

Das Gremium setzt sich wie folgt zusammen: 

• �Torsten Westendorf – Vorsitzender

• �Andreas Pöschel – stellvertretender Vor-
sitzender und Vertreter im Bundesfachaus-
schuss Digitalisierung

• �Stephan Scherf – Schriftführer

Michel Odenthal ist das Verbindungsglied 
zwischen dem LBFB Digitalisierung und 
dem GLBV und begleitet und unterstützt uns 
bei unserer Arbeit.

Im Mittelpunkt der Sitzung stand die Samm-
lung und Diskussion möglicher Themen, mit 
denen sich der Fachbereich in den kommen-
den Monaten intensiv beschäftigen möchte.

Wir befinden uns noch in der Phase der 
Themenfindung und möchten gemeinsam 
die wichtigsten und dringlichsten Heraus-
forderungen für die digitale Transformati-
on in der Polizei identifizieren. Dabei soll-
ten wir uns nicht verschließen, sondern die 
Digitalisierung aktiv und offen annehmen, 
um die bestmöglichen Lösungen für die Zu-
kunft für die Polizei in Sachsen-Anhalt zu 
finden. Es wurden bereits erste Themen an-
gesprochen, die nun weiter konkretisiert 
und priorisiert werden müssen. Dazu gehö-
ren unter anderem:

• �DVOS-Problematik und die tatsächliche 
Nutzung von Diensthandys

• �Fotosperrung auf Diensthandys

• �Probleme mit Updates und Schnittstellen

• �Einsatz von künstlicher Intelligenz (KI) im 
Polizeialltag

• �Personaldatenmanagement und Daten-
schutz

• �Optimierung von Einsatzgruppen (EGs) 
und Sonderkommissionen (SoKos)

• �Digitalisierung der GdP-Reisekostenab-
rechnung und der Veranstaltungsorgani-
sation

Ein bereits weiter konkretisierter Punkt ist 
die Einführung des digitalen Dienstauswei-
ses, der den traditionellen „grünen Dienst-
ausweis“ ersetzen soll. Dieser soll zunächst 
für die Zeiterfassung sowie den Zugang zu 
Peripheriegeräten wie Druckern und Kopie-
rern genutzt werden. Das Land Sachsen-An-
halt plant, diese Neuerung in naher Zukunft 
einzuführen.

Ein weiterer wichtiger Schritt ist die Ein-
richtung eines digitalen „Kummerkastens“, 
der als zentrale Anlaufstelle für alle Kolle-
ginnen und Kollegen dienen wird. Hier kön-
nen unkompliziert Probleme, Fragen und 
Anregungen geäußert werden. Die gesam-
melten Rückmeldungen sind entscheidend, 
um die digitale Infrastruktur weiterzuentwi-
ckeln und sicherzustellen, dass die Bedürf-
nisse der Beschäftigten stets berücksichtigt 
werden.

Zusätzlich wird die Erstellung eines Fra-
gebogens zur Evaluation über das Intranet 
angestrebt, um wertvolles Feedback zu ver-
schiedenen digitalen Prozessen und Her-
ausforderungen zu sammeln. Dies soll eine 
kontinuierliche Verbesserung der Arbeits-

abläufe und der digitalen Infrastruktur er-
möglichen.

Wir haben in der Sitzung deutlich er-
kannt, dass wir uns mit einer Vielzahl von 
Themen beschäftigen müssen. Die Digitali-
sierung bietet viele Chancen, aber auch He-
rausforderungen, die wir als GdP aktiv und 
gemeinsam anpacken und begleiten wollen. 
Sie ist ein richtiger und wichtiger Schritt, 
auch für die Erleichterung der Aufgaben im 
Arbeitsalltag.

Ein besonders großer Schritt in der Digi-
talisierung der Polizei ist das Projekt P20, 
das als das größte Digitalisierungsprojekt 
der Polizei gilt. Ziel ist es, Daten zu bündeln 
und Systeme zu vereinheitlichen, nicht nur 
auf Bundesebene, sondern europaweit. Die 
Planung für dieses Projekt wurde bereits 
2016 gestartet und es soll erst 2030 vollstän-
dig abgeschlossen sein. Doch trotz der lan-
gen Laufzeit geht es Schritt für Schritt voran 
und die ersten Erfolge sind bereits sichtbar. 
Es ist ja auch nicht so einfach, 16 Bundes-
länder und vier weitere Institutionen unter 
einen Hut zu bekommen.

In den kommenden Wochen und Mo-
naten wird der LBFB Digitalisierung diese 
Themen weiter vertiefen und gemeinsam Lö-
sungen erarbeiten. Die Ergebnisse und Fort-
schritte werden regelmäßig kommuniziert, 
um alle Mitglieder der GdP auf dem Laufen-
den zu halten und sie aktiv in die Entwick-
lung des digitalen Wandels einzubeziehen.

Also, packen wir es an! 
Euer LBFB Digitalisierung

iHintergrund: In der GdP Sachsen-Anhalt sind zur Unterstützung des Vorstandes verschiedene Landesbezirks-
fachbereiche (kurz: LBFB) eingerichtet. In diesen LBFBs, u. a. Kriminalpolizei, Schutzpolizei, Tarif, Verkehrs-
recht, Gesundheitsmanagement, Beamtenrecht, Polizeiverwaltung uvw. kann jedes Mitglied seine Expertise 
weitergeben. Du möchtest dabei sein? Melde Dich bei uns unter lsa@gdp.de und wir helfen Dir gerne weiter.
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Die Einführung des E-Reviers 2005 war in Sachsen-Anhalt ein erster Schritt in Richtung Digitalisierung.
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Die GdP gratuliert
zum 50. Geburtstag
   5.5. Tino Franke

zum 65. Geburtstag
   6.5. Klaus-Peter Kuhl
25.5. Karl-Heinz Zehrl
29.5. Jürgen Nolte

zum 66. Geburtstag
  6.5. Volker Hausigk
11.5. Frank Rim
24.5. Peter Eichardt

zum 67. Geburtstag
  9.5. Rainer Kinsel
10.5. Bodo Dietz
10.5. Bernd Gruhn
24.5. Lutz Fessel
25.5. Dietmar Bernecker
27.5. Jörg Hirschfeld

zum 68. Geburtstag
  7.5. Peter Riemann

zum 69. Geburtstag
  9.5. Bernd Grunert
10.5. Klaus-Peter Thörmer

zum 71. Geburtstag
17.5. Peter Kohse
21.5. Burkhard Laurich
23.5. Rainer Ludwig

zum 73. Geburtstag
  6.5. Rita Heier
21.5. Peter Hahn

zum 74. Geburtstag
  6.5. Peter Taube

zum 75. Geburtstag
  3.5. Ingrid Kuhnt
13.5. Frank Bauer

zum 76. Geburtstag
15.5. Volker Merbach
28.5. Claus-Dieter Henke

zum 77. Geburtstag
  5.5. Rolf Kutschera

zum 78. Geburtstag
26.5. Volker Jung

zum 79. Geburtstag
  1.5. Detlef Janssen
  5.5. Konrad Kalisch

zum 82. Geburtstag
11.5. Hans-Ulrich Kukla

zum 84. Geburtstag
31.5. Ria Pasbrig

zum 88. Geburtstag
19.5. Claus Naue

Der Veröffentlichung des Geburtstags muss 
explizit zugestimmt werden. Viele von Euch 
haben das bereits getan, andere noch nicht. 
Wenn Ihr Eure Einwilligung geben wollt, geht 
dies am schnellsten per E-Mail an lsa@gdp.
de oder Ihr wendet Euch an die Vorstände der 
Bezirksgruppen, die Vertrauensleute oder die 
Seniorenvertreter. Diese verfügen über Listen, 
auf denen Ihr Euch eintragen könnt.
Jens Hüttich

Nachrufe
Wir trauern um:

Klaus-Juergen Magnus (72)
Gerd Mauer (70)

Wir werden den Verstorbenen ein 
ehrendes Andenken bewahren.

Der Landesvorstand

Redaktionsschluss
Für die Ausgabe 07/2025 ist es: Freitag, der 
16. Mai 2025. Und für die Ausgabe 08/2025 
ist es: Freitag, der 20. Juni 2025.

Für Manuskripte, die unverlangt einge-
sandt werden, kann keine Garantie über-
nommen werden. Anonyme Zuschriften wer-
den nicht veröffentlicht.

Die Landesredaktion

Seniorentermine
SGen der PI Halle

Bereich PI Halle Haus/Revier Halle
Am 14. Mai und am 11. Juni 2025 um 
14:30 Uhr in der Begegnungsstätte „Zur Fäh-
re“ der Volkssolidarität, Böllberger Weg 150.

Bereich Saalekreis
Am 15. Mai und am 18. September 2025 um 
10 Uhr in der Kegelhalle „Nine Pins“ in der 
Ladenstraße in Schkopau, mit anschließen-
dem Mittagessen.

Gemeinsamer Termin der Bereiche Saale-
kreis und PI Halle Haus/Revier Halle
Am 26. Juni um 10 Uhr gemeinsamer Besuch 
der Ausstellung „Kathedrale von Monet“ mit 
Führung (45 min) im Panometer Leipzig, Ri-
chard-Lehmann-Straße 114, 04275 Leipzig. 
Bitte bis 9:30 Uhr individuell anreisen! Ein-
tritt: 13 € zzgl. anteilig Führungsgebühr. An-
schließend geht es um 12:30 Uhr mittages-
sen im griechischen Restaurant „Pellorus“, 
an der Tabaksmühle 21, 04299 Leipzig. Teil-
nahmemeldung unbedingt erforderlich bis 
23. Mai 2025!

Für Halle bei Rolf Kutschera Tel. (0345) 
7708549 oder (01520) 88712092 und für den 
Saalekreis bei Rainer Ludwig Tel. (03461) 
204288 oder (01520) 8859625.

SGen der PI Magdeburg

Bereich Bernburg
Am 8. Mai und am 7. August 2025 um 15 Uhr 
im Kegel- und Freizeit-Center, in der Krumb-
holzallee in 06406 Bernburg.

Aufgrund möglicher Verschiebungen 
sind die Termine nicht zwingend bindend. 
Bitte fragt bei Euren Seniorenvertretern 
nach, ob die Veranstaltungen wie geplant 
stattfinden.

Wir bitten alle Seniorenvertreter, die Ter-
mine für die Seniorentreffen für das Jahr 
2025 an die Landesredaktion per E-Mail an 
jens.huettich@gdp.de zuzusenden.

Die Landesredaktion
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